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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der am 26. Juni 1948 in Brüssel revidierten 
Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur 

und der Kunst 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Werken der Literatur und 
der Tonkunst 

§ 1 

Das Gesetz betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und der Tonkunst vom 
19. Juni 1901 (Reichsgesetzbl. S. 227) in der 
Fassung der Gesetze vom 22. Mai 1910 (Reichs- 
gesetzbl. S. 793) und 13. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. II S. 1395) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 7 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Enthält ein erschienenes Werk auf 
dem Titelblatt, in der Zueignung, in der 
Vorrede oder am Schlüsse den Namen eines 
Verfassers, so wird vermutet, daß dieser der 
Urheber des Werkes sei; das gleiche gilt, 
wenn ein Deckname eines Verfassers, der 
keinen Zweifel über dessen Identität auf- 
kommen läßt, angegeben ist. Ist das Werk 
durch Beiträge mehrerer gebildet, so genügt 
es, wenn der Name oder der Deckname an 
der Spitze oder am Schlüsse des Beitrags an- 
gegeben ist. 

(2) Bei Werken, die unter einem anderen 
Namen als dem wahren Namen oder dem 
in Absatz 1 Gezeichneten Decknamen des 
Verfassers oder ohne den Namen eines Ver- 


fassers erschienen sind, ist der Fierausgeber, 
falls aber ein solcher nicht angegeben ist, 
der Verleger berechtigt, die Rechte des Ur- 
hebers wahrzunehmen.“ 

2. In § 11 Abs. 3 werden die Worte „solange 
nicht das Werk erschienen ist“ gestrichen. 

3. § 22 a wird gestrichen. 

4. In § 27 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den 
Worten „Werkes der Tonkunst“ eingefügt 
die Worte „oder für öffentliche Vorträge 
eines erschienenen Werkes der Literatur“. 

5. In § 27 Abs. 1 Satz 2 werden hinter dem 
Wort „Aufführungen“ eingefügt die Worte 
„oder Vorträge“. 

6. § 31 erhält folgende Fassung: 

4 31 

(1) Ist weder der wahre Name des Ur- 
hebers noch ein Deckname, der keinen 
Zweifel über die Identität des Urhebers auf- 
kommen läßt, bei der ersten Veröffent- 
lichung gemäß § 7 Abs. 1, 3 angegeben wor- 
den, so endigt der Schutz mit dem Ablauf 
von fünfzig Jahren seit der Veröffent- 
lichung. 

(2) Wird der wahre Name oder der in 
Absatz 1 Gezeichnete Deckname des Urhe- 
bers binnen der fünfzigjährigen Frist gemäß 
§ 7 Abs. 1, 3 angegeben oder von dem Be- 
rechtigten zur Eintragung in die Eintrags- 
rolle (§ 56) angemeldet, so finden die Vor- 



Schriften des § 29 Anwendung. Das gleiche 
gilt, wenn das Werk erst nach dem Tode 
des Urhebers veröffentlicht wird.“ 

7. In § 38 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte 
„bevor es erschienen ist“ gestrichen. 

§ 2 

Soweit es nach § 22 a des Gesetzes betref- 
fend das Urheberrecht an Werken der Litera- 
tur und der Tonkunst gestattet war, Werke 
der Literatur oder der Tonkunst mit Hilfe 
von Vorrichtungen zur mechanischen Wieder- 
gabe für das Gehör ohne Erlaubnis des Be- 
rechtigten Öffentlich aufzuführen, dürfen 

solche Vorrichtungen noch bis zum 

(ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes) 
zur öffentlichen Aufführung frei verwendet 
werden. 

§ 3 

§ 31 des Gesetzes betreffend das Urheber- 
recht an Werken der Literatur und der Ton- 
kunst in der nach § 1 Nr. 6 geänderten Fassung 
gilt nicht für Werke, für die das Urheberrecht 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits er- 
loschen ist. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste und der Photographie 

§ 4 

§ 9 des Gesetzes betreffend das Urheber- 
recht an Werken der bildenden Künste und 
der Photographie vom 9. Januar 1907 (Reichs- 


gesetzbl. S. 7) in der Fassung der Gesetze vom 
22. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 793), vom 
13. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. II S. 1395) 
und vom 12. Mai 1940 (Reidisgesetzbl. I S. 758) 
wird wie folgt geändert: 

4 ? 

(1) Ist auf einem Werke der Name eines Ur- 
hebers oder ein Deckname, der keinen Zweifel 
über die Identität des Urhebers aufkommen 
läßt, angegeben oder durch kenntliche Zeichen 
ausgedrückt, so wird vermutet, daß dieser der 
Urheber des Werkes sei. 

(2) Bei Werken, die unter einem anderen 
Namen als dem wahren Namen oder dem in 
Absatz 1 bezei ebneten Decknamen des Urhe- 
bers oder ohne den Namen eines Urhebers 
erschienen sind, ist der Herausgeber, falls aber 
ein solcher nicht angegdben ist, der Verleger 
berechtigt, die Rechte des Urhebers wahrzu- 
nehmen.“ 


Artikel 3 

Schlußbestimmungen 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


A. Allgemeines 

Das Urheberrecht gewährt dem Schöpfer eines 
Werkes der Literatur oder Kunst (Urheber) 
bestimmte Rechte an diesem Werk. Dem Ur- 
heber ist in gewissen Grenzen die Verwertung 
seines Werkes ausschließlich Vorbehalten; z. B. 
ist es nur mit seiner Zustimmung zulässig, 
das Werk zu drucken und in den Handel zu 
bringen. Das Urheberrecht soll den Urheber 
zugleich in seinen persönlichen und geistigen 
Beziehungen zu seinem Werk schützen; so hat 
der Urheber das Recht, die Änderung oder 
Entstellung seines Werkes zu verbieten. 

Das geltende deutsche Urheberrecht ist in fol- 
genden Gesetzen geregelt: 

1. Gesetz betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und der Tonkunst 
vom 19. Juni 1901 — LUG — (RGBl. 
S. 227) in der Fassung des Gesetzes zur Aus- 
führung der revidierten Berner Überein- 
kunft zum Schutze von Werken der Lite- 
ratur und Kunst vom 22. Mai 1910 (RGBl. 
S. 793) und des Gesetzes zur Verlängerung 
der Schutzfristen im Urheberrecht vom 
13. Dezember 1934 (RGBl. II S. 1395); 

2. Gesetz betreffend das Urheberrecht an 
Werken der bildenden Künste und der 
Photographie vom 9. Januar 1907 — KUG 
— (RGBl. S. 7) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Ausführung der revidierten Ber- 
ner Übereinkunft zum Schutze von Wer- 
ken der Literatur und Kunst vom 22. Mai 
1910, des Gesetzes zur Verlängerung der 
Schutzfristen im Urheberrecht vom 13. De- 
zember 1934 und des Gesetzes zur Verlän- 
gerung der Schutzfristen für das Urheber- 
recht an Lichtbildern vom 12. Mai 1940 
(RGBl. IS. 758); 

3. Gesetz über das Verlagsrecht vom 19. Juni 
1901 — VerlG — (RGBl. S. 217) in der 
Fassung des Gesetzes zur Ausführung der 
revidierten Berner Übereinkunft zum 
Schutze von Werken der Literatur und 
Kunst vom 22. Mai 1910; 

4. Gesetz zur Erleichterung der Filmbericht- 
erstattung vom 30. April 1936 (RGBl. I 

S. 404). 

Die deutschen Urheberrechtsgesetze sind ver- 
altet. Seit ihrem Erlaß sind neue technische 
Mittel entwickelt worden, mit denen Werke 
der Literatur und Kunst verbreitet und der 


Öffentlichkeit wahrnehmbar gemacht werden 
können (Rundfunk, Fernsehen, Tonfilm, 
Photokopie usw.). Die Verwendung dieser 
neuen technischen Mittel zur Verbreitung 
urheberrechtlich geschützter Werke wirft 
Rechtsfragen auf, die in den geltenden Ur- 
heberrechtsgesetzen keine klare oder befriedi- 
gende Antwort finden. Die erkennbar gewor- 
denen Lücken der Gesetze sind zwar zum 
großen Teil von der Rechtsprechung ausge- 
füllt worden. Dennoch ist eine Neufassung der 
veralteten Gesetze nicht zu vermeiden. Flin- 
zu kommt noch, daß die Entwicklung des 
Urheberrechts allgemein dahin geht, die 
Rechtsstellung des Urhebers, als geistigen 
Schöpfer, immer mehr zu verstärken. Diese 
Entwicklung findet im internationalen Be- 
reich ihren Ausdruck in der weiteren Aus- 
gestaltung der Berner Übereinkunft zum 
Schutze von Werken der Literatur und Kunst 
vom 9. September 1886, die den Schutz des 
Urhebers auch außerhalb seines Heimatstaates 
zum Ziel hat. Sie ist in mehreren Revisions- 
konferenzen im Sinne einer weiteren Ver- 
feinerung des Urheberrechtsschutzes geändert 
worden. Deutschland gehört der am 2. Juni 
1928 in Rom revidierten Berner Übereinkunft 
an. Im Jahre 1948 sind in einer Revisions- 
konferenz in Brüssel, in -der Deutschland nicht 
vertreten war, gegenüber der Romfassung 
neue oder erweiterte Rechte für den Urheber 
vorgesehen worden, die zum Teil durch das 
geltende deutsche Urheberrecht nicht gewährt 
werden. Auch aus diesem Grunde ist im Hin- 
blick auf -den beabsichtigten Beitritt der 
Bundesrepublik zu der Brüsseler Fassung eine 
Änderung -der deutschen Urheberrechtsgesetze 
erforderlich. Schließlich sind in Rechtspre- 
chung und Rechtswissenschaft auf dem Gebiete 
des Urheberrechts neue Erkenntnisse gewon- 
nen worden, -die Berücksichtigung in den Ur- 
heberrechtsgesetzen verdienen. Insbesondere 
erscheint es geboten, eine klare Grenze 
zw is dien dem Urheberrecht und sonstigen 
Schutzrechten zu ziehen, die mit dem Ur- 
heberrecht einen gewissen Zusammenhang 
aufweisen, aber nidit dem Schutze schöpferi- 
scher Geisteswerke dienen (verwandte Schutz- 
rechte). Es handelt sich hierbei u. a. um den 
Schutz der Leistungen der ausübenden Künst- 
ler, der Hersteller von Schallplatten und der 
Rundfunkorganisationen. Diese Leistungen 
werden zum Teil bereits durch das geltende 
Gesetz geschützt (vgl. § 2 Abs. 2 LUG), jedoch 
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ist dieser Schutz urheberrechtlich gestaltet, ob- 
wohl der Urheberrechtsschutz den schöpferi- 
schen Geisteswerken Vorbehalten bleiben 
sollte. 

Schon seit der Konferenz zur Revision der 
Berner Übereinkunft in Rom sind Bestrebun- 
gen im Gange, ein neues deutsches Urheber- 
rechtsgesetz zu schaffen. Die Reformarbeiten 
haben zu mehreren Gesetzentwürfen geführt, 
sind jedoch durch den Aufbruch des zweiten 
Weltkrieges unterbrochen worden. Nach dem 
Kriege hat das Bundesjustizministerium die 
Reformarbeiten wieder aufgenommen und zu 
diesem Zweck eine Sachverständigenkommis- 
sion für Urheberrecht gebildet. Zur Herbei- 
führung einer öffentlichen Diskussion über 
die Fragen .-der Urheberrechtsreform hat das 
Bundesjustizministerium im Jahre 1954 „Re- 
ferentenentwürfe zur Urheberrechtsreform“ 
veröffentlicht. Es handelt sich um Entwürfe 
eines Urheberrechtsgesetzes, eines Gesetzes 
über Verwertungsgesellschaften auf dem Ge- 
biet des Urheberrechts und eines Gesetzes über 
den Beitritt der Bundesrepublik zur Brüsseler 
Fassung dej* Berner Übereinkunft. 

Die Referentenentwürfe naben eine lebhafte 
Diskussion ausgelöst. Es hat sich dabei heraus- 
gestellt, daß verschiedene grundsätzliche Fra- 
gen noch weiterer Klärung bedürfen. Damit 
steht fest, daß die „Große Urheberrechts- 
reform“ nicht mehr in dieser Wahlperiode 
dem Bundestag zugeleitet werden kann, wie 
ursprünglich beabsichtigt war. 

Bei dieser Sachlage erscheint es zweckmäßig, 
den allseitig gewünschten und Im Interesse der 
deutschen Urheber liegenden Beitritt zur 
Brüsseler Fassung vorweg zu vollziehen. Schon 
die Stellung Deutschlands als Mitbegründer 
der Berner Übereinkunft läßt es angezeigt er- 
scheinen, den Beitritt zu der neuesten Fassung 
dieser ältesten und bedeutsamsten Überein- 
kunft auf dem Gebiet des Urheberrechts nicht 
länger hinauszuschieben. Dazu kommt, daß 
die ursprünglichen Bedenken, eine durch den 
Beitritt notwendig werdende Novellengesetz- 
gebung zur Anpassung des geltenden deut- 
schen Urheberrechts an die Brüsseler Fassung 
würde die bestehenden Urheberrechtsgesetze 
zu unübersichtlich gestalten, vermindert wor- 
den sind durch die Fortentwicklung, die das 
geltende Recht durch die Rechtsprechung der 
jüngsten Zeit erfahren hat. Aus diesen Grün- 
den hat auch die Oben erwähnte Urheber- 
rechtskommission nunmehr die Vorwegnahme 
des Beitritts empfohlen. Das gleiche Verfahren 


ist von der Schweiz, die ebenfalls eine Reform 
ihres Urheberrechts vorbereitet, eingeschlagen 
worden. 

Da die Brüsseler Fassung der Berner Überein- 
kunft für die Urheber gewisse Rechte vorsieht, 
die das -deutsche Recht auch unter Berücksich- 
tigung der Fortentwicklung durch die neue 
Rechtsprechung nicht gewährt, würden bei 
einem Beitritt der Bundesrepublik ohne Ände- 
rung des geltenden deutschen Urheberrechts 
die ausländischen Urheber gegenüber den 
deutschen Urhebern bevorzugt werden; denn 
nach Art. 4 der Übereinkunft gilt diese in der 
Bundesrepublik grundsätzlich nicht für deut- 
sche Urheber, sondern nur für die Urheber 
der übrigen Verbandsstaaten. Um eine unter- 
schiedliche Behandlung deutscher und auslän- 
discher Urheber in der Bundesrepublik zu ver- 
meiden, soll das deutsche Urheberrecht durch 
eine Novelle an die Brüsseler Fassung der Ber- 
ner Übereinkunft angeglichen werden. Dies 
ist der Zweck des vorliegenden Gesetzes. Es 
beschränkt sich auf die zur Angleichung un- 
bedingt notwendigen Änderungen. Irgend- 
welche weiteren Reformvorschräge sind nicht 
berücksichtigt, um die Novelle nicht mit Pro- 
blemen zu belasten, deren Regelung einerseits 
keine Voraussetzung für den Beitritt der Bun- 
desrepublik zur Brüsseler Fassung darstellt, 
deren Behandlung andererseits den beabsich- 
tigten Beitritt für diese Wahlperiode in Frage 
stellen könnte. 

Die weitere Vorbereitung der Großen Ur- 
heberrechtsreform soll durch die Novellen- 
gesetzgebung nicht gehemmt werden. Die 
Arbeiten an der Großen Urheberrechtsreform 
werden vielmehr ohne Verzögerung fort- 
gesetzt werden mit dem Ziele, den Entwurf 
eines neuen Urheberrechtsgesetzes und zu- 
gleich damit den Entwurf eines Gesetzes über 
Verwertungsgesellschaften auf dem Gebiet des 
Urheberrechts dem Bundestag in der nächsten 
Wahlperiode vorzulegen. 

Die Anpassung des deutschen Urheberrechts 
an 'die Brüsseler Fassung der Berner Überein- 
kunft erfordert nur eine verhältnismäßig ge- 
ringe Gesetzesänderung. Eine gesetzliche Rege- 
lung erscheint insoweit nicht erforderlich, als 
die den Urhebern nach der Brüsseler Fassung 
gewährten Rechte zwar nicht ausdrücklich in 
den deutschen Urheberrechtsgesetzen vorge- 
sehen, aber bereits durch die Rechtsprechung 
anerkannt worden sind (z. B. das ausschließ- 
liche Recht des Urhebers, die Funksendung 
seines Werkes zu gestatten). Das gleiche gilt 
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für Rechte, mit deren Anerkennung durch die 
Gerichte in Verfolg der neueren Rechtspre- 
chung gerechnet werden kann. Hiernach er- 
scheint nur eine Änderung des LUG und des 
KUG erforderlich, während die übrigen ur- 
heberrechtlichen Gesetze mit der Brüsseler 
Fassung der Berner Übereinkunft in Einklang 
stehen. Das Gesetz zur Erleichterung der Film- 
berichterstattung weicht allerdings im Wort- 
laut von Art. 10 bi s der Brüsseler Fassung ab. 
Art. lObis ermöglicht es der Gesetzgebung der 
Verbandsränder, zur Erleichterung der Funk- 
und Filmberichterstattung, die Rechte der Ur- 
heber einzuschränken. Es dürfen hiernach u. a. 
kurze Bruchstücke aus geschützten Werken 
ohne Zustimmung der Ürheber zu Zwecken 
der Filmberichterstattung aufgenommen und 
öffentlich vorgeführt werden. Demgegenüber 
gestattet das Gesetz zur Erleichterung der 
Filmberichterstattung die Aufnahme ganzer 
Werke, die im Verlaufe der festgehaltenen 
Vorgänge für Auge und Ohr wahrnehmbar 
werden. Die Beschränkung auf Bruchstücke in 
der Brüsseler Fassung dürfte es nach dem Sinn 
der Vorschrift jedoch nicht ausschließen, daß 
bei Veranstaltungen, die Gegenstand des Film- 
berichts sind, in manchen Fällen auch ein gan- 
zes Werk geringen Umfangs vorgetragen oder 
aufgeführt wird, z. B. ein kleines Gedicht oder 
ein kurzes Lied. Die Aufnahme eines solchen 
ganzen Werkes in den Filmbericht von der 
Zustimmung des Urhebers abhängig zu ma- 
chen, besteht ebensowenig ein Grund wie für 
Bruchstücke größerer Werke. Die Interessen 
des Urhebers werden hierdurch ebensowenig 
berührt wie die der Urheber, von deren Wer- 
ken nur Bruchstücke aufgenommen worden 
sind. Mißbräuche etwa in der Richtung, daß 
große Werke in den Filmbericht auf ge nom- 
men werden, sind nicht zu befürchten, weil 
die Filmberichte sich auf die Wiedergabe von 
Tagesereignissen beschränken müssen. Im 
Kern dürfte daher ein Widerspruch zwischen 
Artikel lObis der Brüsseler Fassung der Berner 
Übereinkunft und dem Gesetz zur Erleichte- 
rung der Filmberichterstattung nicht bestehen, 
so daß von einer Änderung dieses Gesetzes ab- 
gesehen worden ist. 


B. Die einzelnen Bestimmungen 
Artikel 1 

Änderung des Gesetzes betreffend das Ur- 
heberrecht an Werken der Literatur und der 
Tonkunst 

Zu §1 
Nr. 1 

Nach Art. 15 Abs. 1 Satz 1 der Brüsseler Fas- 
sung besteht für den Fall, daß auf einem Werk 
der Name eines Urhebers in der üblichen 
Weise angegeben ist, bis zum Beweise des Ge- 
genteils die Vermutung, daß dieser Urheber 
das Werk geschaffen hat. Eine entsprechende 
Bestimmung ist im § 7 Abs. 1 LUG enthalten. 
Im Gegensatz zum deutschen Recht besteht 
nach der Brüsseler Fassung die Urheber- 
vermutung aber auch bei pseudonymen Wer- 
ken, sofern das vom Urheber angenom- 
mene Pseudonym keine Zweifel über seine 
Identität aufkommen läßt (Art. 15 Abs. 1 
Satz 2). Es ist hier an Fälle gedacht, in denen 
der Urheber unter seinem Pseudonym auch in 
der Öffentlichkeit auftritt und unter diesem 
Pseudonym allgemein bekannt ist, wie z. B. 
der Dichter Ringelnatz, dessen wahrer Name 
Bötticher lautete. Die unter einem bekannten 
Pseudonym erschienenen Werke sind nach § 1 
Nr. 1 dieses Gesetzes den unter dem wahren 
Namen des Urhebers erschienenen Werken 
gleichgestellt worden. Hierbei ist statt des 
Wortes „Pseudonym“ das Wort „Deckname“, 
das die gleiche Bedeutung hat, verwendet wor- 
den, um das Fremdwort zu vermeiden. 

Auch in § 7 Abs. 2 LUG, wonach der Heraus- 
geber bzw. der Verleger eines pseudonym oder 
anonym erschienenen Werkes zur Wahrneh- 
mung der Rechte des Urhebers berechtigt ist, 
ist das unter einem bekannten Decknamen 
erschienene Werk den unter dem wahren 
Namen des Urhebers erschienenen Werken 
durch § 1 Nr. 1 dieses Gesetzes gleichgestellt 
worden; dies entspricht der Bestimmung in 
Art. 15 Abs. 2 der Brüsseler Fassung, nach der 
die Vermutung, daß der Verleger eines pseu- 
donymen Werkes zur Wahrung der Rechte 
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des Urhebers berechtigt ist, gleichfalls nicht 
bei solchen pseudonymen Werken gilt, bei 
denen kein Zweifel über die Identität des Ur- 
hebers besteht. 

Nr. 2 

Nach § 11 Abs. 3 LUG besitzt der Urheber 
eines literarischen Werkes das ausschließliche 
Recht, den öffentlichen Vortrag seines Wer- 
kes zu erlauben, nur bis zum Erscheinen des 
Werkes. Diese Einschränkung steht im Wider- 
spruch zu Art. llter der Brüsseler Fassung, 
nach der dem Urheber eines Werkes der Lite- 
ratur das Vortragsrecht auch nach Erscheinen 
des Werkes zu gewähren ist. Die im deut- 
schen Recht enthaltene Beschränkung «des Vor- 
tragsrechts auf nicht erschienene Werke be- 
deutet eine Zurücksetzung der Schriftsteller 
gegenüber den Komponisten, denen das Auf- 
führungsrecht auch nach Erscheinen ihres 
Werkes Vorbehalten bleibt (§11 Abs. 2 LUG). 
Die Beseitigung dieser Einschränkung wird 
schon seit langem allgemein gefordert und ist 
in allen deutschen Urheberrechtsgesetzent- 
würfen vorgesehen. 

Nr. 3 

Nach Art. 13 Abs. 1 der Brüsseler Fassung ge- 
nießen die Urheber von musikalischen Wer- 
ken u. a. das ausschließliche Recht, die öffent- 
liche Aufführung ihrer Werke mittels Vor- 
richtungen zu ihrer mechanischen Wiedergabe 
(Schallplatten, Tonbänder und sonstige Ton- 
träger) zu erlauben. Jedes Verbandsland kann 
nach Art. 13 Abs. 2 für sein Gebiet Einschrän- 
kungen dieses Rechts vorsehen; diese dürfen 
jedoch nicht den Anspruch des Urhebers auf 
Zahlung einer angemessenen Vergütung be- 
einträchtigen. Demgegenüber ist nach § 22 a 
LUG die öffentliche Aufführung mittels Ton- 
träger, die mit Zustimmung der Urheber her- 
gestellt sind, frei zulässig. 

§ 22 a LUG gilt nach einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 6. November 1953 
(BGHZ Bd. 11S. 135) nicht für Tonträger- 
aufführungen, die auf elektrischem Wege mit 
Plattenspieler durchgeführt werden (elektro- 
akustische Aufführungen). Es sind also nach 
geltendem Recht nur Aufführungen mit rein 
mechanischen Musikinstrumenten (Pianola, 
Orchestrion usw.) frei zulässig. Insoweit steht 
aber § 22 a LUG mit Art. 13 der Brüsseler 
Fassung in Widerspruch und ist daher zu 
streichen. 

Der Entscheidung der für das geltende Recht 
streitigen Frage, ob den ausübenden Künst- 


lern, deren Vorträge oder Aufführungen mit 
ihrer Zustimmung auf Tonträger aufgenom- 
men worden sind, Rechte für den Fall zu- 
stehen, daß die Tonträger zu öffentlichen 
Aufführungen benutzt werden, soll mit der 
Streichung des § 22 a LUG nicht vorgegriffen 
werden. Hierzu besteht keine Veranlassung, 
da in der Berner Übereinkunft lediglich die 
Rechte der Urheber behandelt sind, nicht aber 
die der ausübenden Künstler. Die Entschei- 
dung über den Umfang der den ausübenden 
Künstlern auf Grund des § 2 Abs. 2 LUG zu- 
stehenden Rechte bleibt somit der Recht- 
sprechung überlassen. 

Nr. 4 und 5 

Im Zusammenhang damit, daß den Urhebern 
literarischer Werke durch § 1 Nr. 2 dieses Ge- 
setzes das Vortrags recht auch für erschienene 
Werke gewährt wird, erhebt sich die Frage, 
ob im Allgemeininteresse gewisse Ausnahmen 
vom Vortragsrecht zugelassen werden sollen, 
wie sie das geltende Recht hinsichtlich des Auf- 
führungsrechts der Komponisten in § 27 LUG 
vorsieht. Nach dieser Bestimmung sind öffent- 
liche Aufführungen eines erschienenen Werkes 
der Tonkunst ohne Einwilligung des Berech- 
tigten zulässig, wenn sie keinem gewerblichen 
Zweck dienen und die Hörer ohne Entgelt 
zugelassen werden; im übrigen sind die Auf- 
führungen mit gewissen Einschränkungen zu- 
lässig, wenn sie bei Volksfesten, Wohltätig- 
keitsveranstaltungen und bestimmten Ver- 
einsveranstaltungen stattfinden. Nach dem 
Wortlaut der Brüsseler Fassung der Berner 
Übereinkunft (Art. 11 und Art. llter) i st die 
Möglichkeit der Einschränkung des Auffüh- 
rungs- und Vortragsrechts durch die Gesetz- 
gebung der Verbandsränder nicht vorgesehen. 
Bei der Brüsseler Revisionskonferenz wurde 
jedoch zum Ausdruck gebracht, daß die innere 
Gesetzgebung der Verbandsländer gewisse 
kleine Ausnahmen zulassen könne, insbeson- 
dere für kirchliche Feierlichkeiten, für Militär- 
veranstaltungen, zu Zwecken des Unterrichts 
und zur volkstümlichen Verbreitung. Dies ist 
in dem Schlußbericht der Konferenz ausdrück- 
lich hervorgehöben worden. Inwieweit die in 
§ 27 LUG vorgesehenen Ausnahmen vom 
Aufführungsrecht auf Grund der modernen 
Entwicklung des Urheberrechts, die einen stär- 
keren Schutz des Urhebers anstrdot, im ein- 
zelnen sachlich noch gerechtfertigt sind, soll 
im Rahmen der Großen Urheberrechtsreform 
geklärt werden. Da es angezeigt erscheint, das 
Aufführungsrecht der Komponisten und das 
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Vortragsrecht der literarischen Urheber gleich 
zu behandeln, werden durch § 1 Nr. 4 und 5 
dieses Gesetzes die Ausnahmen des § 27 LUG 
auch auf das Vortragsrecht erstreckt. 

Nr. 6 

In Art. 7 Abs. 4 Satz 2 der Brüsseler Fassung 
ist bestimmt, daß die Schutzfrist für pseudo- 
nyme Werke vom Tode des Urhebers ab zu 
berechnen ist, wenn das Pseudonym keinerlei 
Zweifel über die Identität des Urhebers auf- 
kommen läßt. Demgegenüber wird nach § 31 
Abs. 1 LUG die Schutzfrist für solche Werke 
wie für sonstige pseudonyme Werke von der 
Veröffentlichung des Werkes ab berechnet. 
§ 1 Nr. 6 dieses Gesetzes paßt daher § 31 LUG 
an die Brüsseler Fassung an. 

Nr. 7 

Nach § 38 Abs. 1 Nr. 2 LUG wird bestraft, 
wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen 
Fällen vorsätzlich ohne Einwilligung des Be- 
rechtigten ein Werk öffentlich vorträgt, be- 
vor es erschienen ist. Da dem Urheber eines 
literarischen Werkes das Vortragsrecht in Zu- 
kunft auch dann zustehen soll, wenn das Werk 
bereits erschienen ist, ist die bisherige Ein- 
schränkung der Strafbestimmung auf nicht- 
erschienene Werke zu streichen. 

Zu §2 

Die Streichung des § 22 a LUG nach § 1 Nr. 3 
dieses Gesetzes hat zur Folge, daß auch Auf- 
führungen mit rein mechanischen Vorrichtun- 
gen (Orchestrion, Pianola, Leierkasten usw.) 
in Zukunft nicht mehr frei zulässig sind. Es 
erscheint angezeigt, bei der Aufhebung dieser 
Ausnahmebestimmung für die Betroffenen 
eine Übergangsfrist vorzusehen, die sie in die 
Lage versetzt, diese Vorrichtungen für eine 
angemessene Zeit weiterhin noch frei zu be- 
nutzen. Die Brüsseler Fassung der Berner 
Übereinkunft steht einer solchen Übergangs- 
bestimmung nicht entgegen; denn nach Art. 18 
Abs. 3 Satz 2 der Brüsseler Fassung können 
die Verbandsländer bei ihrem Beitritt zu die- 


ser Fassung Übergangsbestimmungen für den 
Schutz der beim Beitritt bereits geschaffenen 
Werke erlassen. 

Zu §3 

Diese Bestimmung bezieht sich auf die in § 1 
Nr. 6 enthaltene Änderung des § 31 LUG. Sie 
regelt den Fall, daß die Schutzfrist für ein 
pseudonymes Werk, bei dem das Pseudonym 
keine Zweifel über die Identität des Verfassers 
aufkommen läßt, auf Grund der bisherigen 
Regelung bereits abgelaufen ist. In diesem Fall 
soll im Interesse der Rechtssicherheit der 
Schutz auch dann nicht wieder aufleben, wenn 
die Schutzfrist nach der neuen Regelung noch 
nicht abgelaufen wäre. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes betreffend das Ur- 
heberrecht an Werken der bildenden Künste 
und der Photographie 

Zu §4 

§ 9 KUG sieht ebenso wie § 7 LUG bestimmte 
Urhebervermutungen vor und regelt die Ver- 
tretungsmacht des Verlegers bei pseudonym 
und anonym erschienenen Werken. Durch § 4 
dieses Gesetzes ist im Flinblick auf Art. 15 
Abs. 1 und 2 der Brüsseler Fassung auch hier 
der wahre Name des Urhebers einem Deck- 
namen des Urhebers, der keine Zweifel über 
dessen Identität aufkommen läßt, gleich- 
gestellt worden. Insoweit wird auf die Be- 
gründung zu § 1 Nr. 1 verwiesen. 

Artikel 3 

Schlußbestimmungen 

Zu §5 

§ 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 6 

§ 6 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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